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GEA Group Aktiengesellschaft, 
Düsseldorf

ISIN: DE0006602006
WKN: 660200

Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie ein zur 

ordentlichen Hauptversammlung 
der GEA Group Aktiengesellschaft, 

die am Dienstag, dem 24. April 2012, 
10:00 Uhr (Mitteleuropäische Sommerzeit - MESZ), 
im Kongresszentrum Luise-Albertz-Halle, Düppelstraße 1, 
46045 Oberhausen, stattfindet.
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I.	 Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der 
GEA  Group   Aktiengesellschaft und des gebilligten 
Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2011, des mit 
dem Lagebericht der GEA Group  Aktiengesellschaft zu-
sammengefassten Konzernlageberichts zum Geschäfts-
jahr 2011 einschließlich des erläuternden Berichts des 
Vorstands zu den Angaben nach § 289 Abs. 4 und Abs. 5, 
§ 315 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4 HGB sowie des Berichts des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2011.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und den Konzernabschluss gebilligt; der Jahresabschluss ist damit 
gemäß § 172 Satz 1 AktG festgestellt. Eine Beschlussfassung durch 
die Hauptversammlung entfällt daher. 

2.	 Verwendung des Bilanzgewinns 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der 
GEA Group  Aktiengesellschaft für das Geschäftsjahr 2011 in Höhe 
von EUR 101.367.285,27 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,55

je dividendenberechtigter 
Stückaktie	 =	 EUR 	 101.094.314,75
	

Gewinnvortrag	 = 	 EUR	 272.970,52
	

Bilanzgewinn	 = 	 EUR 	 101.367.285,27

Bei dem angegebenen Betrag für die Gesamtdividende sind die im 
Zeitpunkt der Einberufung vorhandenen dividendenberechtigten 
183.807.845 Stückaktien berücksichtigt. Soweit sich bis zum Tag 
der Hauptversammlung die Anzahl der dividendenberechtigten 
Stückaktien verändern sollte, wird in der Hauptversammlung ein 
entsprechend angepasster Beschlussvorschlag zur Abstimmung 
gestellt, der unverändert eine Dividende von EUR 0,55 je dividenden-
berechtigter Stückaktie vorsehen wird.

3.	 Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 	
Geschäftsjahr 2011

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Vorstands im Geschäftsjahr 2011 für diesen Zeitraum Entlastung 
zu erteilen. 
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4.	 Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2011

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2011 für diesen Zeitraum Entlastung 
zu erteilen. 

5.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2012

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungs-
ausschusses, vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Berlin, zum Abschlussprüfer der Gesellschaft und des Konzerns 
für das Geschäftsjahr 2012 zu bestellen. 

6.	 Billigung des neuen Systems zur Vergütung der 	
Mitglieder des Vorstands

Die Hauptversammlung vom 21. April 2011 hat das für das Jahr 2011 
geltende System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder gemäß 
§ 120 Abs. 4 AktG gebilligt. Das Vergütungssystem der Vorstands-
mitglieder hat sich seit der letzten Hauptversammlung wesentlich 
geändert. Dabei ging es darum, eine noch größere Symmetrie des 
Chancen-Risiko-Profils aus Aktionärs- und Vorstandssicht herzu-
stellen und durch die Entkoppelung der kurzfristigen und lang-
fristigen Bonus-Elemente den Nachhaltigkeitsgedanken weiter zu 
stärken. Zudem sollte ein Vergütungssystem entwickelt werden, 
das sich leichter auf die Führungsebenen unterhalb des Vorstands 
übertragen lässt und somit eine bessere Steuerung des operativen 
Geschäfts gewährleistet. Infolge der Veränderung soll erneut von 
der Möglichkeit einer Beschlussfassung der Hauptversammlung 
über die Billigung des Systems zur Vergütung der Vorstandsmit-
glieder gemäß § 120 Abs. 4 AktG Gebrauch gemacht werden. Das ab 
dem Geschäftsjahr 2012 geltende System zur Vergütung der Vor-
standsmitglieder ist ausführlich im Vergütungsbericht dargestellt, 
der im Geschäftsbericht 2011 als Teil des Corporate-Governance-
Berichts veröffentlicht ist.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das im Vergütungsbericht 
(Geschäftsbericht 2011) dargestellte neue System ab 2012 zur Ver-
gütung der Vorstandsmitglieder der GEA Group  Aktiengesellschaft 
zu billigen.

7. 	 Zustimmung zu dem Beherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsvertrag zwischen der GEA Group  Aktiengesell-
schaft und der GEA Beteiligungsgesellschaft II mbH

Zwischen der GEA Group  Aktiengesellschaft („GEA Group“) als 
herrschendem Unternehmen und deren 100 %iger Tochtergesell-
schaft GEA Beteiligungsgesellschaft II mbH, Düsseldorf, („GEA 
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Bet II“) als abhängigem Unternehmen wurde am 8. März 2012 ein 
Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag geschlossen.

Der Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag hat folgenden 
Wortlaut: 

“§ 1
Leitung der GEA Bet II

GEA Bet II unterstellt die Leitung ihrer Gesellschaft der GEA Group. 
GEA Group  ist demgemäß berechtigt, der Geschäftsführung der 
GEA Bet II hinsichtlich der Leitung der Gesellschaft Weisungen 
zu erteilen.

§ 2
Gewinnabführung

1.		 GEA Bet II verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn an GEA Group 
abzuführen, dabei ist § 301 AktG in der jeweils gültigen Fassung 
zu beachten. Danach ist insbesondere – vorbehaltlich einer 
Bildung oder Auflösung von anderen Gewinnrücklagen nach 
Absatz 2 – der ohne die Gewinnabführung entstehende Jahres-
überschuss, vermindert um einen etwaigen Verlustvortrag aus 
dem Vorjahr und um den nach § 268 Abs. 8 HGB ausschüttungs-
gesperrten Betrag, abzuführen.

2.	 GEA Bet II kann mit Zustimmung der GEA Group  Beträge aus 
dem Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen einstellen, 
sofern dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. 
Während der Dauer dieses Vertrages gebildete andere Gewinn-
rücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der 
GEA Group aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehl-
betrages zu verwenden oder als Gewinn abzuführen. Die 
Abführung von Beträgen aus der Auflösung von anderen 
Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB, die vor Beginn der 
Verpflichtung zur Gewinnabführung gebildet wurden, und 
von Kapitalrücklagen ist ausgeschlossen.

3.	 Die Verpflichtung zur Gewinnabführung gilt erstmals für das 
mit der Gründung beginnende und am 31. Dezember 2012 
endende Rumpfgeschäftsjahr der GEA Bet II. Der Anspruch 
der GEA Group entsteht am Bilanzstichtag der GEA Bet II und 
ist sofort fällig.
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§ 3
Verlustübernahme

1.		 § 302 AktG gilt entsprechend in seiner jeweils gültigen Fassung. 
Danach gilt insbesondere Folgendes:

a. 	 Die GEA Group  ist verpflichtet, jeden während der Ver-
tragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag auszu-
gleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, 
dass den anderen Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB 
Beträge entnommen werden, die während der Vertragsdauer 
in sie eingestellt worden sind. 

b.	 Die GEA Bet II verpflichtet sich, vor Ablauf von drei Jahren 
nach dem Tag, an dem die Eintragung der Beendigung 
dieses Vertrages in das Handelsregister nach § 10 HGB als 
bekannt gemacht gilt, weder auf den Anspruch auf Verlust-
ausgleich zu verzichten noch sich über ihn zu vergleichen. 
Dies gilt nicht, falls die GEA Group  zahlungsunfähig ist 
und sich zur Abwendung oder Beseitigung des Insolvenz-
verfahrens mit ihren Gläubigern vergleicht oder wenn die 
Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan geregelt wird.

2.	 Die Verpflichtung zur Verlustübernahme gilt erstmals für das 
mit der Gründung beginnende und am 31. Dezember 2012 
endende Rumpfgeschäftsjahr der GEA Bet II. Der Anspruch 
der GEA Bet II entsteht am Bilanzstichtag der GEA Bet II und 
ist sofort fällig.

§ 4 
Wirksamwerden und Dauer

1.		 Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der 
Haupt- bzw. Gesellschafterversammlungen der vertragsschlie-
ßenden Gesellschaften geschlossen. Er wird mit der Eintragung 
in das Handelsregister der GEA Bet II wirksam.

2.	 Der Vertrag kann erstmals zum Ablauf des 31. Dezember 2018 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten 
gekündigt werden. Wird er nicht gekündigt, so verlängert er 
sich bei gleicher Kündigungsfrist um jeweils ein Jahr. Die 
Kündigung bedarf der Schriftform. 

3.	 Das Recht zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist bleibt unberührt. 
GEA Group  ist insbesondere zur Kündigung dieses Vertrages 
aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
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berechtigt, wenn (i) die Beteiligung an der GEA Bet II ganz oder 
teilweise veräußert wird, (ii) an der GEA Bet II außenstehende 
Dritte im Sinne der §§ 304, 305 AktG beteiligt werden, insbe-
sondere wenn zu deren Gunsten bei (Neu-)Abschluss des 
Unternehmensvertrages eine Ausgleichszahlung und ein 
Abfindungsangebot nach den §§ 304, 305 AktG bestimmt 
werden müsste, (iii) im Falle der Verschmelzung, Spaltung oder 
Liquidation der GEA Bet II oder wenn sonst ein wichtiger Grund 
im Sinne der R 60 Abs. 6 KStR 2004 oder einer entsprechenden 
im Zeitpunkt der Kündigung dieses Vertrages anwendbaren 
Vorschrift vorliegt. 

4.	 Im Falle der Beendigung des Vertrages hat die GEA Group  den 
Gläubigern der GEA Bet II in entsprechender Anwendung des 
§ 303 AktG Sicherheit zu leisten. 

5.	 Anstelle einer Kündigung aus wichtigem Grund können die 
Parteien den Vertrag auch in gegenseitigem Einverständnis 
aufheben, wenn die Voraussetzungen einer Kündigung aus 
wichtigem Grund gegeben sind.

§ 5
Schlussbestimmungen

1.		 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder 
teilweise unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der 
unwirksamen Bestimmung gilt diejenige wirksame Regelung, 
die dem in der unwirksamen Bestimmung zum Ausdruck 
gekommenen Willen der Vertragspartner bei wirtschaftlicher 
Betrachtungsweise am nächsten kommt. Entsprechendes gilt 
für etwaige Vertragslücken.

2.	 Die Kosten der Beurkundung des Zustimmungsbeschlusses 
der Gesellschafterversammlung der GEA Bet II zu diesem 
Vertrag sowie die Kosten der Eintragung des Vertrages im 
Handelsregister trägt die GEA Bet II.“

		  GEA Bet II ist eine 100%-ige Tochtergesellschaft der Gesellschaft. 
Es existieren keine außenstehenden Gesellschafter, so dass ein 
angemessener Ausgleich (§ 304 AktG) sowie eine Abfindung 
(§ 305 AktG) nicht vorgesehen werden musste. Aus dem gleichen 
Grund war eine Prüfung des Unternehmensvertrages nach 
§ 293 b Abs. 1 a.E. AktG nicht erforderlich. 
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		  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag zwischen der GEA Group  und der 
GEA Bet II vom 8. März 2012 zuzustimmen.

8. 	 Zustimmung zu dem Beherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsvertrag zwischen der GEA Group  Aktiengesellschaft 
und der GEA Convenience-Food Technologies GmbH

Zwischen der GEA Group  Aktiengesellschaft („GEA Group“) als 
herrschendem Unternehmen und der  GEA Convenience-Food 
Technologies GmbH, Düsseldorf, („GEA CT“) als abhängigem 
Unternehmen wurde am 8. März 2012 ein Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag geschlossen. Der Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag ist inhaltsgleich mit dem Vertrag mit 
der GEA Bet II (vgl. Tagesordnungspunkt 7). 

GEA CT ist eine 100%-ige Tochtergesellschaft der Gesellschaft. Es 
existieren keine außenstehenden Gesellschafter, so dass ein ange-
messener Ausgleich (§ 304 AktG) sowie eine Abfindung (§ 305 AktG) 
nicht vorgesehen werden musste. Aus dem gleichen Grund war 
eine Prüfung des Unternehmensvertrages nach § 293 b Abs. 1 a. E. 
AktG nicht erforderlich. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag zwischen der GEA Group  und der 
GEA CT vom 8. März 2012 zuzustimmen.

9.	 Ergänzungswahl zum Aufsichtsrat

Prof. Dr. Ing. Werner J. Bauer wurde durch Beschluss des Amts-
gerichts Düsseldorf vom 4. August 2011 gerichtlich in den Aufsichts-
rat der GEA Group  Aktiengesellschaft bestellt. Er folgte auf Dieter 
Ammer, der sein Mandat aus persönlichen Gründen zum 7. Juli 2011 
niedergelegt hatte. Die Amtszeit von Prof. Dr. Ing. Werner J. Bauer 
als Aktionärsvertreter im Aufsichtsrat der Gesellschaft ist befristet 
bis zur Hauptversammlung der Gesellschaft am 24. April 2012. 
Daher ist eine Ergänzungswahl durchzuführen. Der Aufsichtsrat 
setzt sich gemäß § 10 Abs. 1 der Satzung, §§ 96 Abs. 1 AktG, 101 Abs. 
1 AktG, §§ 1 Abs. 1, 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 MitbestG 
aus sechs von der Hauptversammlung und sechs von den Arbeit-
nehmern zu wählenden Mitgliedern zusammen. Die Hauptver-
sammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. 

Tagesordnung



9

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf den Vorschlag des Nominie-
rungsausschusses, vor, 

		  Prof. Dr. Ing. Werner J. Bauer, Lutry, Schweiz, Generaldirektor 
der Nestlé AG, Schweiz

		  als Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner in den Aufsichtsrat 
zu wählen.

Mitgliedschaften in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten:

–	 Nestlé Deutschland AG, Frankfurt,Vorsitzender des 
	 Aufsichtsrats

Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen 
Kontrollgremien:

–	 Bertelsmann Stiftung, Gütersloh, Vorsitzender des Kura-
toriums

–	 Galderma Pharma S.A., Lausanne, Schweiz, Mitglied des 
Verwaltungsrats und Mitglied des Strategischen Komitees

–	 Life Ventures S.A., La Tour-de-Peilz, Schweiz, Präsident des 
Verwaltungsrats

–	 Nutrition-Wellness Venture S.A., Vevey, Schweiz, Präsident 
des Verwaltungsrats

–	 L’Oreal S.A., Paris, Frankreich, Mitglied des Verwaltungsrats
–	 Nestlé Institute of Health Sciences S.A., Ecublens, Schweiz, 

Präsident des Verwaltungsrats
–	 Nestlé Health Science S.A., Lutry, Schweiz, Mitglied des 

Verwaltungsrats
–	 Sofinol S.A., Manno, Schweiz, Präsident des Verwaltungsrats

Die Wahl erfolgt gemäß § 10 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft 
für den Rest der Amtszeit des aus dem Aufsichtsrat ausgeschiede-
nen Herrn Dieter Ammer, d.h. für die Zeit ab Beendigung dieser 
Hauptversammlung bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2015 beschließt.

10.	 Erneuerung des Genehmigten Kapitals I sowie 	
entsprechende Änderung von § 4 Abs. 3 der Satzung

Die derzeitige Ermächtigung des Vorstands gemäß § 4 Abs. 3 der 
Satzung der Gesellschaft, das Grundkapital der Gesellschaft mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu EUR 77.000.000,00 gegen 
Bareinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I), läuft am 29. April 
2012 ab. Um dem Vorstand auch in Zukunft die notwendige Flexi-
bilität für etwaige Kapitalmaßnahmen zu gewähren, soll das 
bestehende Genehmigte Kapital I erneuert werden. Hierzu soll das 
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bestehende Genehmigte Kapital I, von dem bislang kein Gebrauch 
gemacht worden ist, aufgehoben werden und an dessen Stelle ein 
neues Genehmigtes Kapital I treten. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 23. April 2017 das Grundkapital der Gesellschaft 
um bis zu EUR 77.000.000,00 durch einmalige oder mehr-
malige Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bareinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital I) und dabei gemäß § 5 Abs. 4 
der Satzung der Gesellschaft einen vom Gesetz abweichenden 
Beginn der Gewinnverteilung zu bestimmen.  Dabei haben die 
Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Der Vorstand ist 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen-
beträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhungen 
aus dem Genehmigten Kapital I sowie die Bedingungen der 
Aktienausgabe festzulegen. Die neuen Aktien können auch 
von Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.

b)	 § 4 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft wird aufgehoben und 
wie folgt neu gefasst:

„(3)	Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 23. April 2017 das Grundkapital um bis 
zu EUR 77.000.000,00 durch einmalige oder mehrmalige 
Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital I) und dabei gemäß § 5 Abs. 4 der 
Satzung einen vom Gesetz abweichenden Beginn der 
Gewinnverteilung zu bestimmen. Dabei haben die Aktionäre 
grundsätzlich ein Bezugsrecht. Der Vorstand ist jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen-
beträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hungen aus dem Genehmigten Kapital I sowie die Bedin-
gungen der Aktienausgabe festzulegen. Die neuen Aktien 
können auch von Kreditinstituten mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten.“ 

c)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 Abs. 3 
der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals I abzuändern und nach Ablauf der 
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Ermächtigungsfrist anzupassen sowie alle sonstigen damit in 
Zusammenhang stehenden Änderungen der Satzung vorzu-
nehmen, die nur die Fassung betreffen.

11.	 Schaffung eines bedingten Kapitals zur Gewährung von 
Umtauschrechten an die Alt-Aktionäre der ehemaligen 
GEA Aktiengesellschaft zur Beendigung des anhängigen 
Spruchverfahrens sowie entsprechende Änderung von § 4 
Abs. 6 der Satzung

In dem vor dem Landgericht Dortmund anhängigen Spruchver-
fahren im Zusammenhang mit dem Abschluss des Beherrschungs- 
und Gewinnabführungsvertrags zwischen der Metallgesellschaft 
Aktiengesellschaft und der ehemaligen GEA Aktiengesellschaft 
im Jahr 1999 ist am 30. Januar 2012 ein gerichtlicher Vergleich 
zwischen der Gesellschaft und den Antragstellern einschließlich 
der gemeinsamen Vertreter für den Ausgleich und die Abfindung 
geschlossen worden. Danach hat sich die Gesellschaft zu einer 
erhöhten Abfindung in Aktien und einem erhöhten Anspruch auf 
Ausgleich verpflichtet. Der Vergleich wird erst mit bestandskräfti-
ger Eintragung eines bedingten Kapitals zur Erfüllung des Vergleichs 
wirksam.

Zur Bedienung der erhöhten Abfindung müssen bis zu 15.101.645 
Aktien mit Gewinnberechtigung für die Geschäftsjahre ab dem 
1. Januar 2012 an die im Jahre 1999 außenstehenden GEA Aktien-
gesellschaft Aktionäre ausgegeben werden. Zur Schaffung der 
aufgrund des Vergleichs erforderlichen neuen Aktien schlagen 
Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft vor, ein bedingtes 
Kapital in der erforderlichen Höhe zu schaffen. Gleichzeitig soll das 
bisher bestehende bedingte Kapital in § 4 Abs. 6 der Satzung auf-
gehoben werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a)	 Die von der Hauptversammlung am 18. August 1999 beschlos-
sene und in § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft vorgese-
hene bedingte Erhöhung des Grundkapitals um weitere 
EUR 3.210.619,02, eingeteilt in 1.188.791 Stück Inhaberaktien, 
wird für die Zeit ab Wirksamwerden des nachfolgend unter 
lit. b zu beschließenden bedingten Kapitals aufgehoben.

b)	 Das Grundkapital ist um weitere bis zu EUR 40.824.492,30, 
eingeteilt in bis zu 15.101.645 Stück Inhaberaktien bedingt 
erhöht (bedingtes Kapital). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
der Gewährung einer Abfindung in Aktien der Gesellschaft an 
die außenstehenden Aktionäre der ehemaligen GEA Aktien-
gesellschaft, Bochum, nach Maßgabe des Vergleichs vom 
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30. Januar 2012 zwischen einerseits der Gesellschaft und 
andererseits den Antragstellern sowie den gemeinsamen Ver-
tretern des anhängigen Spruchverfahrens vor dem Landgericht 
Dortmund mit dem Aktenzeichen 20 O 533/99, mit dem das 
Spruchverfahren in Bezug auf den Beherrschungs- und Gewinn-
abführungsvertrag zwischen der Metallgesellschaft Aktien-
gesellschaft (der heutigen GEA Group  Aktiengesellschaft) und 
der GEA Aktiengesellschaft vom 29. Juni 1999 beendet und das 
bisherige Umtauschverhältnis erhöht wird. Der Vergleich sieht 
eine Erhöhung des in dem Beherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsvertrag zwischen der Metallgesellschaft Aktiengesellschaft 
und der GEA Aktiengesellschaft vom 29. Juni 1999 vorgesehe-
nen Umtauschverhältnisses (3 Stammaktien der GEA Aktien-
gesellschaft gegen 5 Aktien der Metallgesellschaft Aktiengesell-
schaft bzw. 2 Vorzugsaktien der GEA Aktiengesellschaft gegen 
3 Aktien der Metallgesellschaft Aktiengesellschaft) auf ein 
Verhältnis von einheitlich 15 Stamm- oder Vorzugsaktien der 
GEA Aktiengesellschaft gegen 31 Aktien der Gesellschaft vor. 

		  Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, 
wie (i) die berechtigten außenstehenden Aktionäre der ehe-
maligen GEA Aktiengesellschaft ihren Anspruch auf die Dif-
ferenz zwischen der Abfindung aus dem Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag vom 29. Juni 1999 und der in dem 
Vergleich vom 30. Januar 2012  erhöhten Abfindung  nach den 
im Vergleich genannten Bedingungen geltend machen oder 
wie (ii) die berechtigten außenstehenden Aktionäre der GEA 
Aktiengesellschaft das auf Grundlage des Vergleichs vom 
30. Januar 2012 modifizierte Abfindungsangebot des Beherr-
schungs- und Gewinnabführungsvertrags zwischen der Metall-
gesellschaft Aktiengesellschaft und der GEA Aktiengesellschaft 
vom 29. Juni 1999 zu den in dem Vergleich genannten Bedin-
gungen innerhalb der geltenden Frist annehmen. Die neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs am Gewinn 
teil, für das zum Zeitpunkt der Aktienausgabe noch keine 
Hauptversammlung, die über die Verwendung des Bilanzgewinns 
beschließt, stattgefunden hat.

		  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats weitere Einzelheiten für die Ausgabe der Aktien aus dem 
bedingten Kapital festzulegen.

c)	 § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft wird aufgehoben und 
wie folgt neu gefasst:

„(6)	Das Grundkapital ist um weitere bis zu EUR 40.824.492,30, 
eingeteilt in bis zu 15.101.645 Stück Inhaberaktien bedingt 
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erhöht (Bedingtes Kapital). Die bedingte Kapitalerhöhung 
dient der Gewährung einer Abfindung in Aktien der Gesell-
schaft an die außenstehenden Aktionäre der ehemaligen 
GEA Aktiengesellschaft, Bochum, nach Maßgabe des Ver-
gleichs vom 30. Januar 2012 zwischen einerseits der Gesell-
schaft und andererseits den Antragstellern sowie den 
gemeinsamen Vertretern des anhängigen Spruchverfahrens 
vor dem Landgericht Dortmund mit dem Aktenzeichen 
20 O 533/99, mit dem das Spruchverfahren in Bezug auf 
den Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag zwischen 
der Metallgesellschaft Aktiengesellschaft (der heutigen 
GEA Group  Aktiengesellschaft) und der GEA Aktiengesell-
schaft vom 29. Juni 1999 beendet und das bisherige Umtausch-
verhältnis erhöht wird. Der Vergleich sieht eine Erhöhung 
des in dem Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag 
zwischen der Metallgesellschaft Aktiengesellschaft und der 
GEA Aktiengesellschaft vom 29. Juni 1999 vorgesehenen 
Umtauschverhältnisses (3 Stammaktien der GEA Aktien-
gesellschaft gegen 5 Aktien der Metallgesellschaft Aktien-
gesellschaft bzw. 2 Vorzugsaktien der GEA Aktiengesellschaft 
gegen 3 Aktien der Metallgesellschaft Aktiengesellschaft) 
auf ein Verhältnis von einheitlich 15 Stamm- oder Vorzugs-
aktien der GEA Aktiengesellschaft gegen 31 Aktien der 
Gesellschaft vor.

	 Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, 
wie (i) die berechtigten außenstehenden Aktionäre der 
ehemaligen GEA Aktiengesellschaft ihren Anspruch auf 
die Differenz zwischen der Abfindung aus dem Beherr-
schungs- und Gewinnabführungsvertrag vom 29. Juni 1999 
und der in dem Vergleich vom 30. Januar 2012 erhöhten 
Abfindung nach den im Vergleich genannten Bedingungen 
geltend machen oder wie (ii) die berechtigten außenstehen-
den Aktionäre der GEA Aktiengesellschaft das auf Grund-
lage des Vergleichs vom 30. Januar 2012 modifizierte 
Abfindungsangebot des Beherrschungs- und Gewinnab-
führungsvertrags zwischen der Metallgesellschaft Aktien-
gesellschaft und der GEA Aktiengesellschaft vom 29. Juni 
1999 zu den in dem Vergleich genannten Bedingungen 
innerhalb der geltenden Frist annehmen. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs am Gewinn teil, 
für das zum Zeitpunkt der Aktienausgabe noch keine 
Hauptversammlung, die über die Verwendung des Bilanz-
gewinns beschließt, stattgefunden hat. Der Vorstand wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats weitere 
Einzelheiten für die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten 
Kapital festzulegen.“ 

Tagesordnung
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d)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 Abs. 6 
der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 
bedingten Kapitals abzuändern und nach Ablauf sämtlicher 
Annahmefristen anzupassen sowie alle sonstigen damit in 
Zusammenhang stehenden Änderungen der Satzung vorzu-
nehmen, die nur die Fassung betreffen.

e)	 Der Vorstand wird angewiesen, den Beschluss über die bedingte 
Kapitalerhöhung gemäß lit. b und die Satzungsänderung gemäß 
lit. c nur unter der Voraussetzung zur Eintragung in das Han-
delsregister anzumelden, dass (i) die Anfechtungsfrist gemäß 
§ 246 Abs. 1 AktG abgelaufen ist, ohne dass eine Klage gegen 
die Wirksamkeit des Beschlusses unter Tagesordnungspunkt 11 
erhoben wurde, oder (ii) im Falle der fristgerechten Erhebung 
einer solchen Klage, dass die Klage rechtskräftig abgewiesen 
wurde oder das Gericht auf Antrag der Gesellschaft durch 
rechtskräftigen Beschluss festgestellt hat, dass die Erhebung 
der Klage der Eintragung des Beschlusses unter Tagesordnungs-
punkt 11 nicht entgegensteht und/oder Mängel des Hauptver-
sammlungsbeschlusses die Wirkung der Eintragung unberührt 
lassen.

12.	 Aufhebung von § 14 Abs. 3 Satz 2 der Satzung

§ 14 Abs. 3 Satz 2 der Satzung der Gesellschaft enthält folgende 
Regelung:

		  „Nur der Vorsitzende oder im Fall seiner Verhinderung sein 
Stellvertreter sind befugt, Erklärungen für den Aufsichtsrat 
entgegenzunehmen.“

Gemäß §§ 112 Satz 2, 78 Abs. 2 Satz 2 AktG (in der Fassung des 
Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämp-
fung von Missbräuchen (MoMiG)) kann eine Willenserklärung 
gegenüber jedem Aufsichtsratsmitglied abgegeben werden. Vor 
dem Hintergrund der gesetzlichen Regelung ist § 14 Abs. 3 der 
Satzung anzupassen. Zur Angleichung an die Entwicklung des 
Aktiengesetzes soll § 14 Abs. 3 Satz 2 ersatzlos gestrichen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

§ 14 Abs. 3 Satz 2 der Satzung der Gesellschaft wird aufgehoben.

Tagesordnung
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II.	 Berichte des Vorstands

1.	 Bericht des Vorstands nach § 203 Abs. 2 Satz 2 in Ver-
bindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 10 der 
Tagesordnung

Das in § 4 Abs. 3 der Satzung enthaltene Genehmigte Kapital I ist 
bis zum 29. April 2012 befristet. Um dem Vorstand auch in Zukunft 
die notwendige Flexibilität für etwaige Kapitalmaßnahmen zu 
gewähren, soll das bestehende Genehmigte Kapital I erneuert 
werden. Zu Tagesordnungspunkt 10 schlagen Vorstand und Auf-
sichtsrat vor, durch Neufassung des § 4 Abs. 3 der Satzung den 
Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 
zum 23. April 2017 das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe 
neuer Stückaktien gegen Bareinlage um bis zu EUR 77.000.000,00 
zu erhöhen. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal 
oder mehrmals ausgenutzt werden.

Bei der Ausnutzung des vorgeschlagenen Genehmigten Kapitals I 
haben die Aktionäre von Gesetzes wegen grundsätzlich ein Bezugs-
recht. Neben einer unmittelbaren Ausgabe der neuen Aktien an die 
Aktionäre soll es im Rahmen des Genehmigten Kapitals I möglich 
sein, dass die neuen Aktien von Kreditinstituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten. Durch die Zwischenschaltung von Kreditinstituten wird die 
Abwicklung der Aktienausgabe lediglich technisch erleichtert.

Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals I ermäch-
tigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von 
dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge beim Genehmigten Kapital I ist 
erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis 
darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf 
an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der 
Beschränkung auf Spitzenbeträge sehr gering.

Der Vorstand soll den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe zu gegebener Zeit mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats festlegen können. Er wird dabei die Interessen der 
Gesellschaft sowie der Aktionäre berücksichtigen. Es bestehen 
derzeit keine konkreten Pläne, von der vorgeschlagenen Ermächti-
gung Gebrauch zu machen. Der Vorstand wird der Hauptver-
sammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I mit 
Bezugsrechtsausschluss in der darauffolgenden ordentlichen Haupt-
versammlung berichten.

Berichte des Vorstands
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2.	 Bericht des Vorstands zu Punkt 11 der Tagesordnung

Die unter Punkt 11 der Tagesordnung vorgesehene Beschlussfassung 
über die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals in § 4 Abs. 6 
der Satzung dient der Erfüllung eines kürzlich von der GEA Group  
abgeschlossenen gerichtlichen Vergleichs, dem folgender Sachver-
halt zugrunde liegt:

Die frühere GEA Aktiengesellschaft („GEA Alt“) mit Sitz in Bochum 
hat am 29. Juni 1999 mit der damaligen Metallgesellschaft Aktien-
gesellschaft („mg“) mit Sitz in Frankfurt am Main als herrschendem 
Unternehmen einen Beherrschungs- und Gewinnabführungsver-
trag („BGAV“) abgeschlossen. Die Hauptversammlung der GEA Alt 
hat dem BGAV am 18. August 1999 zugestimmt, die Hauptver-
sammlung der mg am 20. August 1999. Der BGAV wurde am 
15. September 1999 in das Handelsregister der GEA Alt eingetragen 
und damit wirksam. In dem BGAV hat sich die mg verpflichtet, auf 
Verlangen eines jeden außenstehenden Aktionärs der GEA Alt 
dessen Aktien gegen angemessene Abfindung in Aktien der mg zu 
erwerben. Für drei Stammaktien der GEA Alt waren fünf Aktien 
der mg sowie für zwei Vorzugsaktien der GEA Alt drei Aktien der 
mg zu gewähren. 

Im Jahr 2004 hat die Hauptversammlung der GEA Alt die Über-
tragung der Aktien der Minderheitsaktionäre auf die mg als Haupt-
aktionärin gegen Gewährung einer Barabfindung gemäß §§ 327a ff. 
AktG beschlossen („Squeeze-out“). Mit Eintragung des Übertragungs-
beschlusses in das Handelsregister der GEA Alt am 28. April 2005 
sind die verbliebenen Aktien der übrigen Aktionäre der GEA Alt 
auf die mg als Hauptaktionärin übergegangen. Die frühere GEA 
Alt wurde nach dem Squeeze-out auf die mg verschmolzen. Die 
mg wurde sodann in GEA Group  Aktiengesellschaft umfirmiert.

Verschiedene Aktionäre hielten die im BGAV festgesetzte Abfindung 
sowie den dort festgesetzten Ausgleich für unangemessen und 
haben die gerichtliche Bestimmung des angemessenen Ausgleichs 
und der angemessenen Abfindung nach § 306 AktG a.F. in einem 
Spruchverfahren beantragt. Zur Beendigung dieses Spruchver-
fahrens hat die Gesellschaft am 30. Januar 2012 einen gerichtlichen 
Vergleich mit den Antragstellern einschließlich der gemeinsamen 
Vertreter für den Ausgleich und die Abfindung geschlossen. Darin 
hat sich die Gesellschaft zu einer erhöhten Abfindung in Aktien 
und einem erhöhten Anspruch auf Ausgleich verpflichtet. Der 
Vergleich wird erst mit bestandskräftiger Eintragung eines beding-
ten Kapitals zur Erfüllung des Vergleichs wirksam.

Berichte des Vorstands
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Die im Rahmen des BGAV gemäß § 305 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 AktG 
zu gewährende Abfindung in Aktien der mg wird im Vergleich 
einheitlich für die Stamm- und Vorzugsaktien der GEA Alt auf 15:31 
je GEA Alt-Aktie festgelegt, d. h. für fünfzehn Stamm- und/oder 
Vorzugsaktien der GEA Alt erhalten die außenstehenden Aktionäre 
der GEA Alt einunddreißig mg-Aktien, d.h. Aktien der Gesellschaft. 
Die Gesellschaft hat sich verpflichtet, den außenstehenden Aktio-
nären der GEA Alt, die das Abfindungsangebot aus dem BGAV 
bereits angenommen und ihre GEA Alt-Aktien der mg bzw. der 
Gesellschaft angedient haben oder das Abfindungsangebot bis zum 
Wirksamwerden des Vergleichs angenommen haben, die Differenz 
zwischen der Abfindung gemäß Vergleich und der in § 5 Abs. 1 des 
BGAV vertraglich festgesetzten Abfindung in Aktien der Gesellschaft 
mit Gewinnberechtigung für die Geschäftsjahre ab dem 1. Januar 
2012 zu gewähren („Abfindungsergänzungsanspruch“). Zudem 
hat sich die Gesellschaft verpflichtet, den außenstehenden Aktio-
nären der GEA Alt, die das Abfindungsangebot aus dem BGAV 
bislang noch nicht angenommen haben, die im Vergleich festgesetzte 
Abfindung in Aktien der Gesellschaft mit Gewinnberechtigung 
für die Geschäftsjahre ab dem 1. Januar 2012 zu gewähren, wenn 
diese außenstehenden Aktionäre das Abfindungsangebot innerhalb 
einer Frist von zwei Kalendermonaten nach Bekanntmachung 
sowohl des Vergleichs als auch der Abwicklungsbekanntmachung 
im elektronischen Bundesanzeiger angenommen haben („erhöhter 
Abfindungsanspruch“). 

Sofern die aus dem Vergleich berechtigten außenstehenden Aktio-
näre der GEA Alt im Rahmen des Squeeze-out eine Barabfindung 
gemäß §§ 327a ff. AktG erhalten haben, wird der erhöhte Abfindungs-
anspruch und der Abfindungsergänzungsanspruch nur Zug um 
Zug gegen Herausgabe dieser Squeeze-out-Barabfindung (einschließ-
lich ihrer Erhöhung im gerichtlichen Vergleich im Spruchverfahren 
zur Squeeze-out-Barabfindung) nebst hierauf gezahlter Zinsen an 
die Gesellschaft erfüllt.

Die Verpflichtung der Gesellschaft zur Bedienung der Abfindungs-
ergänzungsansprüche und erhöhten Abfindungsansprüche erlischt 
fünf Kalendermonate nach dem Tag, mit dem sowohl der Vergleich 
als auch die Abwicklungsbekanntmachung im elektronischen 
Bundesanzeiger bekannt gemacht wurden. 

Die Schaffung des vorgeschlagenen bedingten Kapitals gemäß 
§ 192 Abs. 2 Nr. 2 AktG in Höhe von bis zu EUR 40.824.492,30, 
eingeteilt in bis zu 15.101.645 Stück Inhaberaktien, dient dazu, die 
zur Erfüllung des Abfindungsergänzungsanspruchs und des 
erhöhten Abfindungsanspruchs erforderlichen neuen Aktien zu 
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schaffen. Die Ausgabe der Aktien soll entsprechend der Vergleichs-
absprache mit Gewinnberechtigung für die Geschäftsjahre ab dem 
1. Januar 2012 erfolgen. Die Gesellschaft wird damit ihren Ver-
pflichtungen aus dem Vergleich vom 30. Januar 2012 gerecht. Das 
bislang in § 4 Abs. 6 der Satzung für die Bedienung des Abfindungs-
angebots aus dem BGAV bestehende bedingte Kapital reicht zur 
Erfüllung des Abfindungsergänzungsanspruchs und des erhöhten 
Abfindungsanspruchs nicht aus und soll nach bestandskräftiger 
Eintragung des vorgeschlagenen bedingten Kapitals aufgehoben 
werden. Mit bestandskräftiger Eintragung des vorgeschlagenen 
bedingten Kapitals wird auch der Vergleich wirksam.

Gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 2 AktG ist die Schaffung eines bedingten 
Kapitals als Instrument zur Vorbereitung des Zusammenschlusses 
von Unternehmen gesetzlich vorgesehen. Dementsprechend wurde 
bereits im Jahr 1999 für die Bedienung des Abfindungsangebots 
aus dem BGAV ein bedingtes Kapital geschaffen. Auch die zur 
Bedienung des Vergleichs erforderlichen neuen Aktien sollen daher 
im Wege eines bedingten Kapitals geschaffen werden. Das konkret 
im Beschlussvorschlag enthaltene Umtauschverhältnis zwischen 
den Aktien der GEA Alt und der mg ergibt sich aus dem Vergleich. 
Lediglich die Gesamtzahl der neu auszugebenden Aktien hängt 
noch davon ab, wie viele der aus dem Vergleich berechtigten 
außenstehenden Aktionäre der GEA Alt ihren Anspruch auf neue 
Aktien geltend machen. Durch die Schaffung des bedingten Kapi-
tals legt die Hauptversammlung somit bereits die Bezugsberech-
tigten und das Umtauschverhältnis für die neu zu schaffenden 
Aktien fest, ohne dem Vorstand für die Ausgabe der neuen Aktien 
ein Ermessen einzuräumen. Ein solches Ermessen würde dem 
Vorstand aber im Rahmen eines genehmigten Kapitals grundsätz-
lich zustehen. Die Verwendung eines bedingten Kapitals ist für die 
Aktionäre daher gegenüber der Schaffung und Ausnutzung eines 
genehmigten Kapitals vorteilhafter. Auch die Verwendung eigener 
Aktien kommt zur Erfüllung des Vergleichs nicht in Betracht, da 
die Gesellschaft derzeit über keine eigenen Aktien verfügt. Ein 
Rückkauf eigener Aktien in der zur Bedienung des Vergleichs 
erforderlichen Höhe würde zu einer nicht unerheblichen Auflösung 
der bestehenden Rücklagen führen. Dies würde die Flexibilität der 
GEA Group  beeinträchtigen, entsprechend der bestehenden Wachs-
tumsstrategie durch Unternehmens- und Beteiligungsakquisitionen 
neue Märkte zu erschließen oder in bekannten Märkten die Ange-
botspalette der GEA Group  gezielt zu ergänzen. Zudem würde der 
Rückkauf eigener Aktien zu den jeweils aktuellen Börsenkursen zu 
einem Liquiditätsabfluss führen, der die gegenwärtig guten Rating-
Bewertungen der GEA Group  gefährden könnte. Dadurch könnten 
die zukünftigen Möglichkeiten und Bedingungen sowohl für 
Fremdfinanzierungen als auch für direkte Kapitalbeschaffungen 
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an den Kapitalmärkten negativ beeinflusst werden. Ein Rückkauf 
eigener Aktien wäre für die GEA Group  daher gegenüber der 
vorgeschlagenen Schaffung von bedingtem Kapital wirtschaftlich 
nachteilig. Die vorgeschlagene Beschlussfassung zur Schaffung 
eines neuen bedingten Kapitals ist daher aus Gesellschafts- und 
Aktionärssicht von den in Betracht kommenden Mitteln das am 
besten geeignete Instrument zur Erfüllung des Vergleichs.

III.	Weitere Angaben zur Einberufung

1.	 Unterlagen und Veröffentlichung auf der Internetseite

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die in Tagesordnungspunkt 
1 genannten Unterlagen, die Beherrschungs- und Gewinnabführungs-
verträge mit der GEA Bet II und GEA CT (s. Tagesordnungspunkte 
7 und 8), Jahresabschlüsse, Konzernabschlüsse und mit den Lage-
berichten der GEA Group  Aktiengesellschaft zusammengefasste 
Konzernlageberichte der GEA Group  Aktiengesellschaft für die 
Geschäftsjahre 2009, 2010 und 2011, die gemeinsamen Vertrags-
berichte des Vorstands und der Geschäftsführungen der GEA Bet II 
und der GEA CT sowie die Berichte des Vorstands zu den Tages-
ordnungspunkten 10 und 11 und weitere Informationen im Zusam-
menhang mit der Hauptversammlung gemäß § 124a AktG sind ab 
Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite der 
Gesellschaft unter www.geagroup.com/de/ir/hauptversammlung.
html zugänglich. Diese Unterlagen werden auch in der Hauptver-
sammlung zugänglich sein. 

2.	 Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft ist am Tag der Einberufung 
dieser Hauptversammlung eingeteilt in 183.807.845 Stückaktien. 
Jede Stückaktie gewährt eine Stimme; die Gesamtzahl der Stimm-
rechte beträgt also 183.807.845 Stimmen. Die Gesellschaft hält zum 
Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien.

3.	 Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des 
Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der 
Hauptversammlung angemeldet haben. Die Anmeldung bedarf 
der Textform und muss in deutscher oder englischer Sprache 
erfolgen. Außerdem müssen die Aktionäre ihre Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung nachweisen. Dazu ist ein in 
Textform erstellter Nachweis ihres Anteilsbesitzes durch das depot-
führende Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut ausreichend. 
Der Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen 

Berichte des Vorstands / Weitere Angaben zur Einberufung 



20

und sich auf den Beginn des 21. Tags vor der Hauptversammlung, 
d.h. auf den 3. April 2012, 0:00 Uhr (MESZ), beziehen (sog. Nach-
weisstichtag). 

Anmeldung und Berechtigungsnachweis müssen der Gesellschaft 
mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei 
der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht 
mitzurechnen sind. Anmeldung und Berechtigungsnachweis 
müssen der Gesellschaft daher spätestens bis zum 17. April 2012, 
24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse zugehen:

GEA Group Aktiengesellschaft
c/o WestLB AG 
vertreten durch dwpbank
WASHO
Einsteinring 9
85609 Aschheim-Dornach 
Fax: +49 (0)69 5099 1110 
E-Mail: hv-eintrittskarten@dwpbank.de

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Ver-
sammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, 
wer den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung 
zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich 
dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum 
Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für 
die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der 
vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbesitzes 
nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang 
des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs 
zum Nachweisstichtag maßgeblich, d.h. Veräußerungen von Aktien 
nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die 
Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des Stimmrechts. 
Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach 
dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch 
keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind nicht 
teilnahme- und stimmberechtigt, soweit sie sich insoweit nicht 
bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. 

Nach Zugang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbe
sitzes werden den teilnahmeberechtigten Aktionären Eintritts-
karten für die Hauptversammlung übersandt. Wir bitten die 
Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung 
des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die GEA Group  Aktienge
sellschaft unter vorgenannter Adresse Sorge zu tragen, um die 
Organisation der Hauptversammlung zu erleichtern.

Weitere Angaben zur Einberufung
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4.	 Stimmrechtsvertretung

Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmächtigte, beispielsweise 
ein Kreditinstitut, eine Vereinigung von Aktionären, von der 
Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter oder einen sonstigen 
Dritten, ausgeübt werden. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als 
eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen 
zurückweisen. Auch im Fall einer Bevollmächtigung müssen die 
Anmeldung des Aktionärs und der Nachweis des Anteilsbesitzes 
des Aktionärs fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen 
erfolgen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform, 
wenn weder ein Kreditinstitut noch eine gemäß § 135 Abs. 8 und 
10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Person 
bevollmächtigt wird. 

Aktionäre können für die Vollmachtserteilung den Vollmachts-
abschnitt auf dem Eintrittskartenformular benutzen, das sie nach 
der Anmeldung erhalten. Die Verwendung des Vollmachtsabschnitts 
ist nicht zwingend. Möglich ist auch, dass die Aktionäre eine 
gesonderte Vollmacht in Textform ausstellen. Für die Übermittlung 
des Nachweises über die Bestellung eines Bevollmächtigten bietet 
die Gesellschaft an, dass die Aktionäre den Nachweis der Bevoll-
mächtigung per E-Mail elektronisch an die Gesellschaft 
(GEA-HV2012@computershare.de) übermitteln. Die Vollmacht 
kann darüber hinaus unter Verwendung der Daten auf der Eintritts-
karte auch über das elektronische Vollmachts- und Weisungssystem, 
welches ab dem Tag der Einberufung auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.geagroup.com/de/ir/hauptversammlung.
html zur Verfügung steht, erteilt oder widerrufen werden. 

Bei der Bevollmächtigung von Kreditinstituten, nach §§ 135 Abs. 10, 
125 Abs. 5 AktG den Kreditinstituten gleichgestellten Instituten 
oder Unternehmen, Aktionärsvereinigungen oder Personen, für 
die nach § 135 Abs. 8 AktG die Regelungen des § 135 Abs. 1 bis 7 
AktG sinngemäß gelten, können abweichende Regelungen gelten, 
die bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen sind. Nach 
dem Gesetz muss die Vollmacht in diesen Fällen einem bestimmten 
Bevollmächtigten erteilt und von dem Bevollmächtigten nachprüf-
bar festgehalten werden. Die Vollmachtserklärung muss zudem 
vollständig sein und darf nur mit der Stimmrechtsausübung ver-
bundene Erklärungen enthalten. 

Weitere Angaben zur Einberufung
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Wir bieten unseren Aktionären auch in diesem Jahr an, sich in der 
Hauptversammlung durch von der Gesellschaft benannte Stimm-
rechtsvertreter vertreten zu lassen. Den Stimmrechtsvertretern 
müssen dazu Vollmacht sowie ausdrückliche und eindeutige 
Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts zu jedem relevan-
ten Tagesordnungspunkt erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter 
sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Soweit eine 
ausdrückliche und eindeutige Weisung fehlt, werden sich die 
Stimmrechtsvertreter für den jeweiligen Abstimmungsgegenstand 
der Stimme enthalten. 

Vollmacht und Stimmrechtsweisungen an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter können unter Verwendung des 
hierfür auf der Eintrittskarte vorgesehenen Vollmachts- und Wei-
sungsformulars erteilt werden. Die Erteilung der Vollmacht (mit 
Weisungen), ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Vollmachten 
(mit Weisungen) für die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter sind bis spätestens zum 23. April 2012, 24:00 Uhr 
(MESZ) (Eingang maßgeblich), an folgende Anschrift zu über-
senden:

GEA Group Aktiengesellschaft
c/o Computershare HV-Services AG
Prannerstraße 8
80333 München
Fax: + 49 (0)89 30903 74675
E-Mail: GEA-HV2012@computershare.de

Vollmacht und Stimmrechtsweisungen an die Stimmrechtsver-
treter können unter Verwendung der Daten auf der Eintrittskarte 
auch über das elektronische Vollmachts- und Weisungssystem, 
welches ab dem Tag der Einberufung auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.geagroup.com/de/ir/hauptversammlung.
html zur Verfügung steht, erteilt oder widerrufen werden. Voll-
machten (mit Weisungen) für die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter über das elektronische Vollmachts- und 
Weisungssystem müssen bis spätestens 23. April 2012, 18:00 Uhr 
(MESZ), eingegangen sein, andernfalls können sie nicht berück-
sichtigt werden.

Aktionäre, die persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen, 
können sich ferner bei den Abstimmungen durch die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter vertreten lassen, 
indem sie diesen an der Ausgangskontrolle in Textform ihre Voll-
macht und Weisungen erteilen. Diese Möglichkeit steht den 

Weitere Angaben zur Einberufung
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Aktionären unabhängig davon offen, ob sie anschließend die 
Hauptversammlung verlassen oder weiter an ihr teilnehmen 
wollen.

Nähere Informationen zur Stimmrechtsvertretung erhalten die 
Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt. 

5.	 Angabe der Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 
Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG

a)	 Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder 
einen anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000 erreichen, 
können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekannt gemacht werden. Ein solches Verlangen ist schriftlich 
an den Vorstand der Gesellschaft zu richten. Bitte richten Sie ent-
sprechende Verlangen an folgende Adresse: 

GEA Group Aktiengesellschaft
Rechtsabteilung
Peter-Müller-Straße 12
40468 Düsseldorf

Das Verlangen muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der 
Hauptversammlung zugehen. Der Tag des Zugangs und der Tag 
der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher 
Zugangstermin ist somit der 24. März 2012, 24:00 Uhr (MEZ). 
Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berück-
sichtigt.

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschluss-
vorlage beiliegen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie 
seit mindestens drei Monaten vor dem Tag der Hauptversammlung 
hinsichtlich des Mindestaktienbesitzes Inhaber der Aktien sind 
(vgl. § 142 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 122 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 
AktG). Für den Nachweis reicht eine entsprechende Bestätigung 
des depotführenden Instituts aus.

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – 
soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekanntgemacht 
wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im elektroni-
schen Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur 
Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden 
kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union 
verbreiten. Sie werden außerdem über die Internetadresse  
www.geagroup.com/de/ir/hauptversammlung.html zugänglich 
gemacht und den Aktionären mitgeteilt.

Weitere Angaben zur Einberufung
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b)	 Anträge und Wahlvorschläge gemäß 	
§§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Aktionäre können Anträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten 
stellen (vgl. § 126 AktG). Dies gilt auch für Vorschläge zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern (vgl. § 127 
AktG).

Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG sind Anträge von Aktionären 
einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung den in § 125 Abs. 1 
bis 3 AktG genannten Berechtigten (dies sind u. a. Aktionäre, die 
es verlangen) unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu 
machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag 
von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt 
der Tagesordnung mit Begründung an die unten stehende Adresse 
übersandt hat. Der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptver-
sammlung sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin 
ist somit der 9. April 2012, 24:00 Uhr (MESZ). 

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG brauchen nicht 
begründet zu werden. Wahlvorschläge werden nur zugänglich 
gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und den 
Wohnort der vorgeschlagenen Person und, im Fall einer Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern, Angaben zu deren Mitgliedschaft in 
anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthalten (vgl. § 127 
Satz 3 i.V.m. § 124 Abs. 3 und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Nach § 127 
Satz 1 AktG i.V.m. § 126 Abs. 2 AktG gibt es weitere Gründe, bei 
deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht zugänglich gemacht werden 
müssen. Im Übrigen gelten die Voraussetzungen und Regelungen 
für das Zugänglichmachen von Anträgen entsprechend. 

Etwaige Anträge (nebst Begründung) oder Wahlvorschläge von 
Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 und § 127 AktG sind ausschließlich 
zu richten an: 

GEA Group Aktiengesellschaft
Rechtsabteilung
Peter-Müller-Straße 12
40468 Düsseldorf
Fax: +49 (0)211 9136 32012
E-Mail: hv2012@geagroup.com
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Anderweitig adressierte oder nicht fristgerecht eingegangene 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge müssen unberücksichtigt 
bleiben.

Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktio-
nären (einschließlich des Namens des Aktionärs und – im Fall von 
Anträgen – der Begründung) sowie etwaige Stellungnahmen der 
Verwaltung werden nach ihrem Eingang unverzüglich auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.geagroup.com/de/ir/
hauptversammlung.html zugänglich gemacht. 

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung 
Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten und 
Wahlvorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 
Abschlussprüfern auch ohne vorherige und fristgerechte Über-
mittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. Wir 
weisen darauf hin, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge, die 
der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, in der 
Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort mündlich 
gestellt werden.

c)	 Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsver-
treter vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 
verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist (vgl. § 131 Abs. 1 AktG). 
Der Vorstand kann von der Beantwortung einzelner Fragen aus 
den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen. 

Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu 
einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns 
und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und 
getreuen Rechenschaft zu entsprechen. Gemäß § 19 Abs. 3 der 
Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter das Frage- 
und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; 
er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn oder während der 
Hauptversammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den 
ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungs-
punkte oder für den einzelnen Redner zu setzen.
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d)	 Weitergehende Erläuterungen

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach 
§ 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG finden sich auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.geagroup.com/de/ir/
hauptversammlung.html.

Düsseldorf, im März 2012
Der Vorstand 

GEA Group Aktiengesellschaft
Peter-Müller-Straße 12
40468 Düsseldorf
www.geagroup.com
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